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Gesetzliche Neuregelung der Redispatch-Maßnahmen 

im Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) 

 

Der Bundestag hat den Gesetzesentwurf der Bundesregierung aus dem Januar 

2016 für das sogenannte Strommarktgesetz mit einigen Änderungen beschlos-

sen. Der finale Gesetzestext ist bislang noch nicht im Bundesgesetzblatt veröf-

fentlicht worden. Für die für Redispatch-Maßnahmen entscheidenden §§ 13a, 13j 

EnWG haben wir vorab eine konsolidierte Fassung erstellt:  

§ 13a – Anpassungen von Einspeisungen und ihre Vergütung 
 
(1) Für die Durchführung von Maßnahmen nach § 13 Absatz 1 

Nummer 2 oder Nummer 3 sind Betreiber von Anlagen zur Er-
zeugung oder Speicherung von elektrischer Energie mit einer 
Nennleistung ab 10 Megawatt verpflichtet, auf Anforderung durch 
die Betreiber von Übertragungsnetzen und erforderlichenfalls in 
Abstimmung mit dem Betreiber desjenigen Netzes, in das die An-
lage eingebunden ist, gegen eine angemessene Vergütung die 
Wirkleistungs- oder Blindleistungseinspeisung oder den Wirkleis-
tungsbezug anzupassen. Eine Anpassung umfasst auch die An-
forderung einer Einspeisung oder eines Bezugs aus Anlagen, die 

 
1. derzeit nicht einspeisen oder beziehen und erforderlichen-

falls erst betriebsbereit gemacht werden müssen oder 
 

2. zur Erfüllung der Anforderung einer Einspeisung oder eines 
Bezugs eine geplante Revision verschieben müssen. 

 
(2) Die Vergütung für eine nach Absatz 1 Satz 1 angeforderte An-

passung ist angemessen, wenn sie den Betreiber der Anlage 
wirtschaftlich weder besser noch schlechter stellt, als er ohne die 
Maßnahme stünde. Eine angemessene Vergütung nach Absatz 1 
Satz 1 umfasst folgende Bestandteile, wenn und soweit diese 
durch die jeweilige Anpassung der Wirkleistungs- oder Blindleis-
tungseinspeisung oder des Wirkleistungsbezugs auf Anforderung 
des Betreibers eines Übertragungsnetzes verursacht worden 
sind: 

 
1. die notwendigen Auslagen für die tatsächlichen Anpas-

sungen der Einspeisung (Erzeugungsauslagen) oder des 
Bezugs, 

 
2. den Werteverbrauch der Anlage für die tatsächlichen An-

passungen der Einspeisung oder des Bezugs (anteiligen 
Werteverbrauch), 
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3. die nachgewiesenen entgangenen Erlösmöglichkeiten, 

wenn und soweit diese die Summe der nach den Num-
mern 1 und 2 zu erstattenden Kosten übersteigen und 

 
4. die notwendigen Auslagen für die Herstellung der Be-

triebsbereitschaft nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 oder 
die Verschiebung einer geplanten Revision nach Absatz 1 
Satz 2 Nummer 2.  

 
Ersparte Aufwendungen erstattet der Anlagenbetreiber an den 
zuständigen Betreiber eines Übertragungsnetzes. 

 
(3) Grundlage für die Bestimmung des anteiligen Werteverbrauchs 

nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 sind die handelsrechtlichen 
Restwerte und handelsrechtlichen Restnutzungsdauern in Jah-
ren; für die Bestimmung des anteiligen Werteverbrauchs für die 
Anlage oder Anlagenteile ist als Schlüssel das Verhältnis aus den 
anrechenbaren Betriebsstunden im Rahmen von Maßnahmen 
nach Absatz 1 Satz 1 und den für die Anlage bei der Investitions-
entscheidung betriebswirtschaftlich geplanten Betriebsstunden 
zugrunde zu legen. 

 
(4) Weitergehende Kosten, die dem Anlagenbetreiber auch ohne die 

Anforderung nach Absatz 1 Satz 1 entstehen, insbesondere Be-
triebsbereitschaftsauslagen und eine Verzinsung des gebunde-
nen Kapitals, werden nicht erstattet. 

 
(5) Die Absätze 2 bis 4 sind ab dem 1. Januar 2013 anzuwenden, 

wobei sie in dem Zeitraum von dem 1. Januar 2013 bis zum 30. 
April 2015 nur anzuwenden sind, wenn und soweit die Betreiber 
von Erzeugungsanlagen dadurch nicht schlechter stehen, als sie 
durch die tatsächlich von den Betreibern von Übertragungsnetzen 
in diesem Zeitraum gezahlte jeweilige Vergütung stünden.“ 

 
§ 13j – Festlegungskompetenzen 

 
(1) Die Regulierungsbehörde wird ermächtigt, nach § 29 Absatz 1 

Festlegungen zu treffen zur näheren Bestimmung des Adressa-
tenkreises nach § 13a Absatz 1 Satz 1, zu erforderlichen techni-
schen Anforderungen, die gegenüber den Betreibern betroffener 
Anlagen aufzustellen sind, zu Methodik und Datenformat der An-
forderung durch den Betreiber von Übertragungsnetzen. Zur Be-
stimmung der angemessenen Vergütung nach § 13a Absatz 1 
und 2 kann die Regulierungsbehörde weitere Vorgaben im Wege 
einer Festlegung nach § 29 Absatz 1 machen, insbesondere 

 
1. dass sich die Art und Höhe der Vergütung danach unter-

scheiden, ob es sich um eine Wirk- oder Blindleistungsein-
speisung oder einen Wirkleistungsbezug oder um eine leis-
tungserhöhende oder leistungsreduzierende Maßnahme 
handelt, 
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2. zu einer vereinfachten Bestimmung der notwendigen Ausla-

gen für die tatsächlichen Anpassungen der Einspeisung (Er-
zeugungsauslagen) oder des Bezugs nach § 13a Absatz 2 
Satz 2 Nummer 1; die Vergütung nach § 13a Absatz 2 Satz 2 
Nummer 1 kann ganz oder teilweise als Pauschale für ver-
gleichbare Kraftwerkstypen ausgestaltet werden, wobei die 
pauschale Vergütung die individuell zuzurechnenden Kosten 
im Einzelfall nicht abdecken muss; für die Typisierung sind 
geeignete technische Kriterien heranzuziehen; die Regulie-
rungsbehörde kann vorsehen, dass in Einzelfällen, in denen 
die pauschale Vergütung eine unbillige Härte darstellen wür-
de und ein Anlagenbetreiber individuell höhere zurechenbare 
Auslagen nachweist, die über die pauschale Vergütung hin-
ausgehenden Kosten erstattet werden können, 

 
3. zu der Ermittlung der anrechenbaren Betriebsstunden nach § 

13a Absatz 3, 
 
4. zu der Ermittlung und zu dem Nachweis der entgangenen Er-

lösmöglichkeiten nach § 13a Absatz 2 Satz 2 Nummer 3, wo-
bei zwischen Erzeugungsanlagen und Anlagen zur Speiche-
rung elektrischer Energie unterschieden werden kann, und 

 
5. zu der Bemessung der ersparten Erzeugungsaufwendungen 

nach § 13a Absatz 2 Satz 3, 
 
6. zu einer vereinfachten Bestimmung der zum Zeitpunkt der In-

vestitionsentscheidung betriebswirtschaftlich geplanten Be-
triebsstunden nach § 13a Absatz 3; die betriebswirtschaftlich 
geplanten Betriebsstunden können als Pauschale für ver-
gleichbare Kraftwerkstypen ausgestaltet werden; dabei sind 
die üblichen Betriebsstunden eines vergleichbaren Kraft-
werkstyps zum Zeitpunkt der Investitionsentscheidung zu-
grunde zu legen. 

 
(2) [D] 


